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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Wahl- und Abstimmungsverfahren

Wie kann der Bundesrat Fehlinformationen bei Volksabstimmungen verhindern?
Antworten auf diese Frage forderte die CVP-Fraktion 2019 mittels Postulat, nachdem
sich herausgestellt hatte, dass im Vorfeld der Abstimmung zur CVP-Volksinitiative «flr
Ehe und Familie» falsche Angaben zur Zahl der Ehepaare gemacht worden waren, die
von der so genannten Heiratsstrafe betroffen sind. Die Angabe von 80'000 statt
454'000 Paaren war spater gar vom Bundesgericht als gravierend beurteilt worden.

Fur eine klare Meinungsdusserung brauche es korrekte Informationen bei
Volksabstimmungen, argumentierte Leo Muller (mitte, LU) im Namen der nun als Mitte-
Fraktion antretenden CVP in der Sommersession 2021. Der Bundesrat stehe in der
Pflicht, die «objektive Meinungsbildung des Stimmvolks in Zukunft zu garantieren» und
solle deshalb ein Strategiepapier ausarbeiten, wie er dies zu tun gedenke. Quantitative
Angaben mussten in der Tat vollstandig und korrekt sein - nicht nur fir die
Stimmbevolkerung, sondern auch fir Bundesrat, Parlament und Verwaltung, betonte
Bundeskanzler Walter Thurnherr. Dem sei sich die Regierung durchaus bewusst. Bereits
2019 habe man Massnahmen fur mehr Verlésslichkeit von Daten im Vorfeld von
Abstimmungen ergriffen. So versuche man etwa die Entwicklung von Daten Uber die Zeit
- zwischen der Botschaft und den Informationen im Abstimmungsblchlein vergehen
nicht selten Jahre und die Angaben k&nnen sich Uber diese Zeit verandern - besser im
Auge zu behalten. Mit einem sogenannten «Quick-Check» versuche man zudem,
verwaltungsintern mogliche Folgekosten von neuen Regulierungen frihzeitig
abzuschatzen. Ein Postulatsbericht, wie er von der Mitte-Fraktion gefordert werde,
generiere also keinen Mehrwert - so der Bundeskanzler. Dies sah die grosse Kammer
freilich anders: Mit 155 zu 25 Stimmen (2 Enthaltungen) verlangte eine grosse Mehrheit
ein entsprechendes Strategiepapier. Nur die FDP-Fraktion lehnte den Vorstoss ab. '

Wirtschaft

Landwirtschaft
Landwirt (Beruf)

Hauchdinn, mit nur einer Stimme Differenz, entschied der Nationalrat in der
Frihjahrssession 2017, die Motion ,Landwirtschaftliche Tierhalter miissen beim Stall
wohnen diirfen™ anzunehmen. Kommt der Standerat zum selben Entschluss, so wird
der Bundesrat beauftragt, dem Parlament eine Gesetzesanderung zu prasentieren, nach
welcher auf jedem landwirtschaftlichen Betrieb mit Tierhaltung zonenkonform ein
Wohnhaus gebaut werden darf, unabhangig von dessen Produktionsrichtung.

Neben Motionar Leo Miller (cvp, LU) setzten sich verschiedene Vertreter der SVP und
CVP flr das Anliegen ein. Mit den bisherigen Bestimmungen war es in der Milchkuh-
und Zuchtschweinehaltung erlaubt, neben den Stéllen ein Wohnhaus zu bauen. Wer
aber nur Mutterkihe oder andere Tiere hielt, der hatte keine Moglichkeit von dieser
Ausnahmeregelung zu profitieren. Diese unterschiedliche Handhabung wurde vom
Motionar als nicht nachvollziehbar bezeichnet.

Umstritten war die Vorlage vor allem aus zwei Grunden: Einerseits war mit der
Zersiedelungsinitiative (17.063) gleichzeitig eine Initiative im Gange, welche unter
anderem den intensiveren Schutz von Kulturland forderte und somit genau in die
gegengesetzte Richtung zielte. Andererseits wurde von Bundesratin Leuthard
argumentiert, dass eine weitere Ausnahmeregelung zu Wohnbauten ausserhalb der
Bauzone nicht zielflhrend sei. Es sei sinnvoller, die Diskussion um Ausnahmen im
Rahmen der zweiten Etappe der Revision des Raumplanungsgesetzes (RPG 2) zu fihren,
welche flur den Herbst desselben Jahres geplant war. Schliesslich wurde die Motion mit
94 zu 93 Stimmen (3 Enthaltungen) angenommen. ?
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Wohnungsbau und -eigentum

In Erflllung einer Motion Leo Muller (cvp, LU) prasentierte der Bundesrat im Marz 2016
seine  Botschaft zum Bundesgesetz iiber die Besteuerung land- und
forstwirtschaftlicher Grundstiicke, mit dem die Rickkehr zur 2011 aufgeldésten Praxis
der Gewinnbesteuerung besiegelt werden soll. Wertzuwachsgewinne aus dem
Anlagevermogen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs sollten somit nicht
mehr langer vollumfanglich, sondern privilegiert besteuert werden. In der
Vernehmlassung hatte sich die Mehrheit der Kantone, die FDP (mit Ausnahme der
Waadtlander Sektion), die SP und nicht zuletzt auch die Konferenz der kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren, der Schweizerische Gewerbeverband und
der Gewerkschaftsbund gegen das Gesetzesvorhaben ausgesprochen. Vorgebracht
wurden unter anderem Bedenken zur Rechtsgleichheit, da Landwirte erneut gegentber
anderen Selbstandigerwerbenden bevorzugt wirden. Zudem wurde die Beflrchtung
gedussert, dass bei den Kantonen mit Mindereinnahmen zu rechnen sei. Explizit
begrisst wurde die Rickkehr zur bisherigen Praxis von der SVP und der CVP, den
Kantonen Freiburg, Genf, Nidwalden, Tessin, Waadt und Wallis sowie einer Mehrheit der
stellungnehmenden Verbande und Organisationen, darunter auch der Schweizerische
Bauernverband. *

1) AB SR, 20218S. 1254 f.
2) AB NR, 2017, S. 329 f.
3) BBI, 2016, S. 1821 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung
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